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Prüfungsaufgaben bestehen zumeist in der Lösung konkreter Fälle. Die 

Klausurfälle Staatsorganisationsrecht führen durch klausurtypische Stan-

dardprobleme inkl. der wichtigsten „Klausurklassiker“, fallorientiert und 

jeweils anhand einer gutachterlichen Musterlösung. Zahlreiche Hinweise 

zur Klausurtechnik und -taktik erleichtern den Einstieg in den Prüfungs-

stoff und jeweiligen Prüfungsaufbau. Die Fälle richten sich an Studierende 

im Grund- und Hauptstudium. Sie dienen damit sowohl der Vorbereitung 

auf die Semesterabschlussklausur als auch zur Wiederholung in den hö-

heren Semestern. 

Klausurrelevante Problembereiche anhand von Fällen, u.a.: 
Wahlwerbung auf Staatskosten  Verbot der unzulässigen Rückwirkung 

 Chancengleichheit der Parteien  Einberufung des „alten“ Bundestages 

 neues BWahlG (Zweitstimmendeckung, Unterschriftenquorum kleiner Par-

teien)  Oppositions(fraktions)rechte  Gewaltenteilungsgrundsatz  Prü-

fungsrecht des Bundespräsidenten  Äußerungen des Bundespräsiden-

ten  Äußerungen eines Bundesministers  Paritätische Frauenquote auf 

der Landesliste  Gesetzgebungskompetenzen und -verfahren  Organstreit 

und Normenkontrollverfahren  Wahlprüfungsbeschwerde 
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Benutzerhinweise
Benutzerhinweise

Die Reihe „Klausurfälle“ ermöglicht sowohl den Einstieg als auch die Wie-
derholung des jeweiligen Rechtsgebiets anhand von Klausurfällen. Denn
unser Gehirn kann konkrete Sachverhalte besser speichern als abstrakte
Formeln. Während des Studiums besteht die Gefahr, dass man zu abstrakt
lernt, sich verzettelt und letztlich gänzlich den Überblick über das wirklich
Wichtige verliert.

Ferner erfordern juristische Prüfungsaufgaben regelmäßig
das Lösen von konkreten Fällen. Hier musst Du dann bewei-
sen, dass Du das Erlernte auf den konkreten Fall anwenden
kannst und die spezifischen Probleme des Falles entdeckt
hast. Außerdem musst Du zeigen, dass Du die richtige Mi-
schung zwischen Gutachten- und Urteilsstil beherrschst
und an den Problemstellen überzeugend argumentieren
kannst. Diese Fähigkeiten vermittelt unser „Ratgeber Methodik der Fall-
bearbeitung – Wie schreibe ich eine Klausur?“.

Nutze die jahrzehntelange Erfahrung unseres Repetitoriums. Seit mehr als
60 Jahren wenden wir konsequent die Fallmethode an. Denn ein prü-
fungsorientiertes Lernen muss „hart am Fall“ ansetzen. Da wir nicht nur
Skripten herausgeben, sondern auch in mündlichen Kursen Studierende
ausbilden, wissen wir aus der täglichen Praxis, „wo der Schuh drückt“.

Die Lösung der „Klausurfälle“ ist kompakt und vermeidet – so wie es in ei-
ner Klausurlösung auch sein soll – überflüssigen, dogmatischen „Ballast“.
Die Lösungen sind komplett durchgegliedert und im Gutachtenstil aus-
formuliert, wobei die unproblematischen Stellen unter Beachtung des Ur-
teilsstils kurz ausfallen – so wie es gute Klausurlösungen erfordern.

Beispiele für die Gewichtung der Punktvergabe in einer Semesterabschluss-
klausur findest Du hier: 

Wir vermitteln in der Reihe „Klausurfälle“ die Wissensanwendung. Sie er-
setzt nicht die Erarbeitung der gesamten Rechtsmaterie und ihrer
Struktur. Übergreifende Aufbauschemata findest Du in unseren „Aufbau-
schemata“. Ferner empfehlen wir Dir unser „Basiswissen“ für den erfolgrei-
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Alpmann Schmidt

mit Auszügen aus der Reihe
„Basiswissen“ 
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Benutzerhinweise
chen Start ins jeweilige Rechtsgebiet: verständlich dargestellt und durch
zahlreiche Beispiele, Übersichten und Prüfungsschemata anschaulich
vermittelt. 

Eine darauf aufbauende Darstellung des Stoffes auf Examensniveau liefern
unsere „Skripten“. Sofern die RÜ zitiert wird, handelt es sich um unsere Zeit-
schrift „RechtsprechungsÜbersicht“, in der monatlich aktuelle, examens-
verdächtige Fälle klausurmäßig gelöst erscheinen.

Viel Erfolg!

Leseproben und Bestellungen:
shop.alpmann-schmidt.de
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Fall 7: Gesetzesvorbehalt 1. Teil
Das Beurteilungssystem könnte gegen den Grundsatz vom Vorbehalt
des Gesetzes verstoßen.

I. Vorbehalt des Gesetzes

Nach dem Grundsatz vom Vorbehalt des Gesetzes ist eine Maßnahme der
Verwaltung nur rechtmäßig, wenn das Handeln in einer Rechtsnorm ge-
stattet ist („kein Handeln ohne Gesetz“). Dieser Grundsatz wird überwie-
gend aus dem Rechtsstaats- und Demokratieprinzip hergeleitet. Nach heu-
te ganz h.M. gilt das Prinzip vom Vorbehalt des Gesetzes indes nicht für je-
de Verwaltungsmaßnahme, sondern nur für wesentliche Entscheidungen.
Wesentlich in diesem Sinne sind insbesondere alle Regelungen, die für die
Verwirklichung eines Grundrechts oder grundrechtsgleichen Rechts er-
hebliche Bedeutung haben und sie besonders intensiv betreffen.

1. Wesentliche/Grundrechtsrelevante Maßnahme

Dann müssten dienstliche Beurteilungen (grundrechts-)wesentlich in die-
sem Sinne sein. Betroffen ist vor allem Art. 33 Abs. 2 GG, der auch das
grundrechtsgleiche Recht des Beamten auf berufliches Fortkommen um-
fasst. Dienstliche Beurteilungen sind – rechtlich wie tatsächlich – das ent-
scheidende Instrument der Personalsteuerung, mit dem über das grund-
rechtsgleiche Recht des Beamten auf ein angemessenes berufliches Fort-
kommen entschieden wird. Zwar schließt Art. 33 Abs. 2 GG die Nutzung an-
derer Instrumente zur Ermittlung des i.S.v. Art. 33 Abs. 2 GG bestgeeigne-

Fall 7: Gesetzesvorbehalt

Bewerben sich mehrere Beamte um ein höheres Statusamt (Beförde-
rungsamt), darf der Dienstherr nicht den aussuchen, den er am liebsten
hätte, sondern muss den qualifiziertesten Bewerber befördern. Das
folgt aus dem Grundsatz der Bestenauslese, der Art. 33 Abs. 2 GG ent-
nommen wird. Um den Qualifiziertesten herauszufinden, darf der
Dienstherr (prinzipiell) nur die aktuellen dienstlichen Beurteilungen der
Bewerber vergleichen. In einer dienstlichen Beurteilung werden die
während eines Beurteilungszeitraumes erbrachten Leistungen eines
Beamten, seine Befähigung und ggf. auch seine Eignung für ein ange-
strebtes Amt vom Beurteiler (Vorgesetzte) beurteilt.

Im Bundesland L ist die Beurteilung der Beamten in § 25 LBeamtG gere-
gelt. Danach ist „die nähere Ausgestaltung der Laufbahnen durch
Rechtsverordnung zu bestimmen, die insbesondere auch die Grundsät-
ze für dienstliche Beurteilungen regelt.“ Der darauf beruhende § 15
LaufbahnVO bestimmt: „Eignung, Befähigung und fachliche Leistung
der Beamtinnen und Beamten sind zu beurteilen. Das Nähere regelt die
oberste Dienstbehörde durch Verwaltungsvorschriften.“

Der Beamte B meint, das gesamte Beurteilungssystem des Beamtenrechts
im Land L stehe „auf tönernen Füßen.“ Schließlich gebe es nur eine sehr
pauschale gesetzliche Grundlage. Das Land L ist dagegen der Auffas-
sung, dass im Land L bereits seit Jahrzehnten auf dieser Basis Beamte
beurteilt und befördert würden. Eine weitergehende gesetzliche Grund-
lage sei nicht erforderlich. Verstößt das Beurteilungssystem gegen das
Rechtsstaats- und Demokratieprinzip (Art. 20 Abs. 3 und 2 GG)?
19



 Staatsprinzipien1. Teil
ten Kandidaten nicht aus. Allerdings basiert die Auswahlentscheidung, d.h.
der Vergleich der Bewerber im Rahmen der Auswahl, in der Praxis vor allem
auf dienstlichen Beurteilungen. 

Danach sind die dienstlichen Beurteilungen für die Verwirklichung von
Art. 33 Abs. 2 GG wesentlich.

2. Ausnahme im Sonderstatusverhältnis?

Daran ändert sich auch nichts durch den Umstand, dass zwischen dem
Dienstherrn und den Beamten ein sog. „Sonderrechtsverhältnis/Sonder-
statusverhältnis“ besteht, in dem besonders enge Rechte und Pflichten
bestehen. Vielmehr gilt der Grundsatz vom Vorbehalt des Gesetzes auch
hier uneingeschränkt.6

II. Ausreichende gesetzliche Grundlage

Fraglich ist daher, ob für die dienstliche Beurteilung der Beamten im Land
L eine ausreichende gesetzliche Grundlage besteht.

1. Bundesrecht

Das Bundesrecht regelt die Beurteilung von Beamten des Landes nicht.
Entsprechend der Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen (Art. 74
Abs. 1 Nr. 27 GG) enthält das Beamtenstatusgesetz keine Vorgaben für die
Erstellung dienstlicher Beurteilungen. Regelmäßig regeln Landesgesetze
auch für die Beamten der Gemeinden und Landkreise die rechtlichen
Grundlagen für die Erstellung von Beurteilungen.

2. Landesrecht

Dienstliche Beurteilungen sind zwar Gegenstand des Landesrechts von L.
Das LBeamtG verweist aber nur auf § 15 LaufbahnVO, der seinerseits nur
Art. 33 Abs. 2 GG wiedergibt und sonst auf Verwaltungsvorschriften ver-
weist.

„Gesetz“ i.S.d. Art. 20 Abs. 3 GG und damit Rechtmäßigkeitsmaßstab ho-
heitlicher Maßnahmen sind neben dem Grundgesetz die formellen Geset-
ze, Rechtsverordnungen und Satzungen (Außenrecht). Hiervon zu unter-
scheiden sind die bloß verwaltungsinternen Regeln, die von einer staatli-
chen Stelle an nachgeordnete Behörden oder Amtswalter gerichtet wer-
den (Verwaltungsvorschriften, Richtlinien oder Erlasse, sog. Innenrecht).
Die Verwaltungsvorschriften der Landeministerien über die dienstlichen
Beurteilungen in ihren Bereichen genügen daher bereits als Regelungs-
form dem Gesetzesvorbehalt nicht. Angesichts der Bedeutung von dienst-
lichen Beurteilungen für die allein nach Maßgabe des Art. 33 Abs. 2 GG zu
treffende Auswahlentscheidung können die Vorgaben für die Erstellung
von Beurteilungen nicht allein Verwaltungsvorschriften überlassen blei-
ben. Die grundlegenden Vorgaben für ihre Erstellung müssen in Rechts-
normen geregelt werden.

In L fehlt es damit an der erforderlichen gesetzlichen Grundlage für dienst-
liche Beurteilungen. Damit verstößt das Beurteilungssystem im Land L ge-
gen den aus dem Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip hergeleiteten Ge-
setzesvorbehalt.

6 BVerwG RÜ 2021, 800, 803.
20



 Bundestag2. Teil
rungen verbleibt. Differenzierungen bedürfen zu ihrer Rechtfertigung stets
eines besonderen, sachlich legitimierten Grundes. Das bedeutet nicht,
dass sich die Differenzierung als von Verfassungs wegen notwendig dar-
stellen muss. Differenzierungen im Wahlrecht können vielmehr auch durch
Gründe gerechtfertigt werden, die durch die Verfassung legitimiert und
von einem Gewicht sind, das der Wahlrechtsgleichheit die Waage halten
kann. Gegen die Grundsätze der Wahlrechtsgleichheit und der Chancen-
gleichheit der Parteien wird verstoßen, wenn der Gesetzgeber mit der Re-
gelung ein Ziel verfolgt hat, das er bei der Ausgestaltung des Wahlrechts
nicht verfolgen darf, oder wenn die Regelung nicht geeignet und erforder-
lich ist, um die mit der jeweiligen Wahl verfolgten Ziele zu erreichen.

1. Zwingender sachlicher Grund

Ein solcher, zwingender sachlicher Grund für die Sperrklausel könnte da-
rin zu sehen sein, dass ohne eine Sperrklausel auch viele kleinere Parteien
in das Parlament einzögen und durch die daraus resultierende Zersplitte-
rung des Parlaments die Bildung einer funktionsfähigen Regierung er-
schwert würde. Die Sicherung der Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit
des Parlaments als Grundlage für eine stabile und handlungsfähige Regie-
rung stellt ein verfassungsrechtlich legitimiertes Ziel dar.

2. Integrationsfunktion der Wahl

Problematisch könnte aber sein, dass z.B. bei der Bundestagswahl 2025 ins-
gesamt fast 13,5 % der Stimmen (knapp 6,8 Mio Zweitstimmen) nicht den
Parteien und Kandidaten zugutegekommen sind, für die sie abgegeben
wurden. Insbesondere zwei Parteien sind mit 4,981 % und 4,3 % knapp ge-
scheitert, sodass sehr viele Stimmen keinen Erfolgswert hatten.

Die Rechtfertigung der Sperrklausel ist aber grundsätzlich unabhängig da-
von, wie viele Parteien mit welchem Ergebnis an der Sperrklausel scheitern.
Etwas anderes könnte nur dann gelten, wenn der durch die Sperrklausel
hervorgerufene Ausfall von Stimmen ein solches Ausmaß annähme, dass
die Integrationsfunktion der Wahl nicht mehr gewährleistet wäre, also
dass gewichtige Anliegen im Volk von der Volksvertretung ausgeschlossen
blieben. Eine Beeinträchtigung der Integrationsfunktion der Wahl ist aber
nicht erkennbar.

Daher führt die hohe Zahl an Stimmen, die wegen der Sperrklausel nicht
berücksichtigt wurden, nicht zu einer anderen Bewertung der Legitimation
der Sperrklausel.

Damit ist die 5-%-Sperrklausel grds. verfassungsrechtlich legitimiert.7

3. Verhältnismäßigkeit

Fraglich ist jedoch, ob auch die konkrete Ausgestaltung der Sperrklausel
verfassungsgemäß ist. Die Ausgestaltung des Wahlrechts muss zur Errei-
chung des legitimen Ziels geeignet und erforderlich sein.

a) Absenkung der Sperrklausel

Als milderes Mittel wäre eine Absenkung der Sperrklausel auf 4 oder 3
Prozent denkbar. Eine solche Absenkung müsste zur Erreichung des Ziels

7 So auch die st.Rspr. des BVerfG seit BVerfGE 1, 208, 247 ff.; BVerfG, Urt. v. 30.07.2024 – 2 BvF 1/23
u.a. Rn. 245 ff., zusammengefasst in RÜ 2025, 579.

Zu den letzten Wahlrechts-
änderung gibt es auch 
zwei Folgen in unserem 
Podcast „Die Juraflüsterer“:

Unser Bundestag soll 
kleiner werden – Teil 1  

Unser Bundestag soll 
kleiner werden – Teil 2  
26



 Gesetzgebung5. Teil
Ein Gesetz ist nicht allein deshalb zustimmungsbedürftig, weil es Belange
der Länder berührt. Ein Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates,
wenn es sich – und sei es nur mit einer Vorschrift – unter einen der Zustim-
mungsvorbehalte des Grundgesetzes subsumieren lässt. Insofern sind
die Fälle der Zustimmungsbedürftigkeit enumerativ im GG aufgezählt.

Beachte: Während vor 
der „Föderalismusre-
form“ gemäß Art. 84 
Abs. 1 GG a.F. eine Zu-
stimmungspflicht des 
Bundesrates immer aus-
gelöst wurde, wenn ein 
Bundesgesetz Verfah-
rensregelungen enthielt, 
kann der Bund nach 
Art. 84 Abs. 1 S. 2 GG n.F. 
Verfahrensvorschriften 
ohne Zustimmung des 
Bundesrates erlassen; in 
diesem Fall können die 
Länder davon abwei-
chende Regelungen tref-
fen. Nur im Ausnahmefall 
kann der Bund nach 
Art. 84 Abs. 1 S. 5 GG mit 
Zustimmung des Bun-
desrates (Art. 84 Abs. 1 
S. 6 GG) das Verfahren 
ohne Abweichungsmög-
lichkeit regeln. 

A. Zustimmungsbedürftigkeit der Neuregelungen

Für Änderungsgesetze gilt grundsätzlich nichts anderes. Es ist deshalb zu
prüfen, ob das Änderungsgesetz als solches zustimmungsbedürftig ist.
Aus dem Sachverhalt geht hervor, dass der Auslöser des Art. 84 Abs. 1 GG
a.F, der ursprünglich die Zustimmungspflicht ausgelöst hat, in Bezug auf
das Änderungsgesetz nicht zum Zuge kommt. Bei isolierter Betrachtung ist
das Änderungsgesetz also nicht zustimmungsbedürftig.

B. Zustimmungsbedürftigkeit bei Änderungsgesetzen

Fraglich ist jedoch, ob das Änderungsgesetz im Hinblick auf die Zustim-
mungsbedürftigkeit des ursprünglichen Gesetzes gemäß Art. 84 Abs. 1
GG zustimmungsbedürftig ist, obwohl es selbst keine Vorschriften enthält,
die unter Art. 84 Abs. 1 GG fallen.

Ob ein Gesetz, welches ein zustimmungsbedürftiges Gesetz ändert, gene-
rell zustimmungsbedürftig ist, ist umstritten.

I. Generelle Zustimmungsbedürftigkeit

Teilweise wird vertreten, dass aufgrund der Mitverantwortung für das vor-
handene Gesamtgesetz jede Änderung zustimmungsbedürftig ist.

II. Ausnahmsweise Zustimmungsbedürftigkeit

Nach h.M. ist ein ÄnderungsG nur zustimmungsbedürftig, wenn besonde-
re Voraussetzungen (bzw. einer von drei Fällen) vorliegen. Dies ist zum ei-
nen der Fall, wenn das ÄnderungsG selbst neue Vorschriften enthält, die
ihrerseits die Zustimmungsbedürftigkeit auslösen. Gleiches gilt, wenn von
der Änderung solche Regelungen des geänderten Gesetzes betroffen sind,
die seine Zustimmungsbedürftigkeit begründet haben. 

Fall 29: Gesetzgebung – Zustimmungsbedürftigkeit

Der Bundestag beschließt eine Änderung des schon vorhandenen Gen-
technikgesetzes. Darin werden die Sicherheitsanforderungen an gen-
technische Anlagen drastisch verschärft. Das ursprüngliche Gentech-
nikgesetz bedurfte der Zustimmung des Bundesrates, weil es Vorschrif-
ten über das Verfahren für die Genehmigung gentechnischer Anlagen
enthält, das von Behörden der Länder durchzuführen ist. Solche Geset-
ze bedurften nach Art. 83, 84 Abs. 1 Hs. 1 GG a.F. bis zur Föderalismusre-
form aus dem Jahre 2006 der Zustimmung des Bundesrates. Das Ände-
rungsgesetz aus dem Jahre 2025 enthält keine neuen Vorschriften, die
ein Zustimmungsrecht des Bundesrates begründen. Der Bundesrat hält
das Änderungsgesetz gleichwohl für zustimmungsbedürftig, weil ers-
tens schon das geänderte Gesetz zustimmungsbedürftig gewesen sei
und weil durch die Änderung die politische Aussage des ursprünglichen
Gesetzes wesentlich geändert worden sei.

Bedarf das Änderungsgesetz der Zustimmung des Bundesrates?
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